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Staatsschadllche Justiz
Her Verwaliungsgerichtshof gegen Staat und Regierung ✓ Allgemeines Uniformverbot

für Baden
Der badisch « Berwaltungsgerichtsbos bat in einer ge¬

stern abgehaltenen Sitzung der Klage der Nationalsozia¬
listen stattgegeben und das vom badischen Innenmini¬
sterium ab 18. Juni vorigen Jahres erlassene Verbot
des Tragens von Hitleruniformen als angeblich zu
Unrecht bestehend, aufgehoben . Der Verwaltungs -
grrichtshok crllärte dabei , die Anordnung des Ministers
des Innern finde , so wie fie erlassen worden ist , im badi¬
schen Recht und insbesondere in 8 88 des Polizeistrafgeletz -
buches keine Grundlage .

Der Minister des Innern bat daraufhin sofort einen Ve -
schlutz des Gesamtministeriums berbeigefiihrt und gestützt
auf Artikel <8 der Reichsoerfassung ein generelles
Verbot des Tragens von Uniformen volitischer Par¬
teien und Bundestrachten erlassen.

*

Justitia fundamentum regnorum ! Die Gerechtigkeit ist
die Grundlage der Reiche . Es dürste keinen deutschen Rich¬
ter geben , dem diese staatspolitische Wahrheit nicht bekannt
wäre — es gibt aber heute in Deutschland in großer Zahl
Richter , die dem heutigen Staate gegenüber von dieser
staatspolitischen Wahrheit und Weisheit keinen Gebrauch
zu machen gesonnen find . Sie wollen den heutigen Staat nicht ,
den heutigen Staat , der fie materiell und in ihrer staats¬
bürgerlichen Freiheit anders und weit besser als Beamte und
Staatsdiener gestellt hat , als es der Obrigkeitsstaat jemals
zu tun gewillt war . Unter der Monarchie schwenkten die deut¬
schen Richter im allgemeinen ein wie die Rekruten — die
Winke von oben wurden prompt befolgt . Wir Sozialdemo¬
kraten haben ja jahrzehntelang die deutschen Richter kennen
gelernt und wir , die ihre Opfer waren , haben leider in nur
zu begründeter Weise so ziemlich alle Achtung vor der
deutschen Strafjustiz in politischen Prozes¬
sen verloren . Sollte bei dem einen oder anderen von
uns vor der deutschen Gerechtigkeit noch ein Restchen von
Vertrauen übrig geblieben sein , die Richter in der
Nachkriegszeit haben es im allgemeinen
gründlich verstanden , auch diesen Re st uns
auszutreiben . Vom Reichsgericht angefangen bis zum
Schöffengericht in einem weltverlorenen Flecken . Wir Sozial¬
demokraten verlangen vom deutschen Richter , und von i h m
besonders , nicht , daß er , wie er es unter der Monarchie
getan hat , auf die Winke von oben einschwenkt , aber wir
verlangen von ihm , wozu er als Diener des Staates auch
verpflichtet ist , daß er dem Staate , dem er
dient und in dessen Namen er Recht sprechen
soll , den Schutz und die Hilfe gewährt , aufdie
der Staat Anspruch erheben kann . Frondierende
Beamte sind schon ein Skandal , frondierende Richter
sind ein Staatsverbrechen . Wir haben seit Jahr
und Tag in Deutschland Richter genügsam erlebt , die in
offenkundiger Fronde gegen den Staat und gegen die Reprä¬
sentanten des Staates sich präsentiert haben . Und in der
gottverdammten Schafsgeduld , die leider die
Republik und die meisten Regierungen feit der Staatsumwäl -
jung an den Tag gelegt haben , ist auch die richterliche
»Jtonbc hingenommen worden . Der heutige Staat wird ,
wenn er sich mit Erfolg aller seiner Todfeinde erwehren will ,
vermutlich in den nächsten Monaten , wenn nicht gar Wochen ,
zu tiefgreifenden Maßregeln schreiten müffen . Eine der not¬
wendigsten und erfolgreichsten wäre , und sei es
vorläufig nur auf die Dauer von fünf Jahren , die Unad¬
le tz b a r k e i t der Richter aufzuheben und die
Muffigen Tempel der beinahe schon berüchtigt gewordenen
Madame Justitia gründlich auszulüften . Und dabei ist es mit
nnden Lüftchen wirklich nicht getan ; es muß schon ein
Sturm durch die Hallen des famosen deutschen Gerechtig¬
keitsbetriebes hindurchbrausen .

*

Wir haben ganz allgemein in aller Offenherzigkeit
ausgesprochen , was viele Millionen Deutscher über unfern
^ erechtigkeitsbetrieb denken , gestützt aus Erfahrungen .

Unsere publizistische Pflicht gebietet uns , nun auch zu dem
Urteil des Perwaltungsgerichtshofs Stellung zu nehmen , wo¬
nach die Verfügung des badischen Innenministeriums vom

Juni vor . Js . als rechtsunwirksam erklärt worden ist,
bie das Tragen der Hitleruniform untersagt hat . Damit
Unsere Leser den richtigen Begriff davon bekommen , was
? .uch im badischen , ,M uschterländle

" möglich
' >t , sei die Tatsache hier konstatiert , daß das Gau¬
büro der Nazis früher das Urteil des Ver -
waltungsgerichtshofs in den Händen hatte ,
nls selbst der badische Innenminister , der
Zurzeit auch badischer Staatspräsident ist .

ja , im Gebäude eines hohen badischen Verwaltungs -
^erichts weiß man , wie achtungsvoll inan sich als
staatsdiener dem Staate gegenüber zu be¬

nehmen hat . Und so kam es , daß der Redakteur des natio - I
nalsozialistischen Führer , Herr M o r a l I e r, gestützt auf das
Urteil des Verwaltungsgerichts , sich bereits in den
Straßen Karlsruhes in Hitleruniform zei¬
gen konnte , ehe der zuständige Innenmini¬
ster und Staatspräsident eine Ahnung von
dem Urteil hatte . Diensttuende Schutzleute stellten
pflichtgemäß den provozierend dahinschreitenden Nazimann
und nahmen ihn mit auf die Wache . Moraller berief sich auf
das Urteil des Verwaltungsgerichtshofes , rief seinen Partei¬
freund und Rechtsanwalt R u p p an und den Schutzleuten ,
die ihre Pflicht erfüllten , wurde mit einer Klage gedroht . . .

Es sei nun gern konstatiert , daß der Herr Innenmini¬
ster nicht mit sich spaßen ließ ; sofort griff er
zu . um den Staat nicht dem Gespött aller seiner Feinde
auszusetzen und führte eine Beschlußfasiung des Staatsmini¬
steriums herbei , die a tempo erneut das Verbot des Tragens
von Parteiuniformen aussprach . Die Verordnung , die sich
auf Artikel 48 der Reichsverfassung stützt, hat folgenden
Wortlaut :

Bekanntmachung
Die Ansrechterhaltnng der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung .

Ans Grund des Artikels 48 Absatz 4 der Berfafsuna des Deut «
scheu Reichs wird verordnet was folgt :

Das Tragen von Parteiuniformen und Bundestrachten (ein¬
heitlicher Kleidung ) politischer Verbände und Organisationen
wird für den Bereich des Freistaates Baden bis 1 . April 1981
verboten .
Die Verordnung tritt mit sofortiger Wirkung in Kraft .

Karlsruhe , den 14 . Januar 1831.
Das Staatsministerium

Wi t t e m a n n . .

Vorläufig bis zum 1 . April ist also das Tragen aller
Parteiuniformen in Baden verboten ; auch das Reichsban¬
ner und der Stahlhelm sind durch das Verbot betroffen .
Wir glauben richtig im Bilde zu sein , wenn wir behaupten ,
daß der Innenminister keine Schuld daran trägt ,
daß auch das Tragen der Uniform der Organisation , die treu
zum heutigen Staate steht , nämlich des Reichsbanners , ver¬
boten worden ist . Die durch das Urteil des Verwaltungs¬
gerichtshofes eingetretene Situation erforderte s ch n e l l st e s
Handeln , das durch vorhandene Unstimmigkei -
t e n nicht gehemmt werden durfte . Wir bedauern die Aus¬
dehnung der neuen Verordnung auch auf das Reichsbanner ,
weil sie im Verhalten des Reichsbanners in keiner Weise be¬
gründet liegt , aber wir sehen ein , daß unter den plötzlichen
zwangsläufigen Verhältnissen der Herr Innenmini¬
ster anders im Augenblick nicht handeln konnte . Wir erwarten
daher auch von den Reichsbannerkameraden wie von den
Parteigenossen , daß sie in der heute mehr denn je erforder¬
lichen Ruhe die Ausdehnung des Verbots aufnehmen und
selbstverständlich befolgen .

Es lohnt sich, die Begründung des Verwaltungsge¬
richtshofes für die Aufhebung des Verbots kennen zu lernen .
Der 8 30 des badischen Polizeigesetzes soll im vorliegenden
Falle nur von den einzelnen Polizeiverwaltungen angewen¬
det werden können ; die Herren Juristen des Verwaltungs¬
gerichtshofes haben die Entdeckung gemacht , die Land es -
polizeiverwaltung habe nicht das gleiche Recht . Was doch Ju¬
risten für findige Zeitgenossen sein können , wenn — fie
wollen . Der Polizeidirektor von Dingsda kann ein solches
Verbot erlasien , der für die Aufrechterhaltung der Ruhe und
Ordnung im ganzen Lande verantwortliche Minister
nicht . So geschehen im badischen „Muschterländle " im Jühr¬
des Heils Neunzehnhunderteinunddreißig . Ja , ja , es gab
einstmals — lang , lang ifts her — ein Kammergericht in
Berlin , es gibt auch noch — Richter - im herrlichen Lande
Baden .

*
Die augenblickliche Lage veranlaßt uns auch , kurze Betrach

tungen über die Polizei anzustellen . Wir glauben nicht
fehl zu gehen , wenn wir sagen , daß im allgemeinen die badi¬
schen Polizeibeamten jederzeit bereit und willens sind , ihre
Pflicht gegenüber dem heutigen Staat selbst unter Einsatz
ihrer Person zu erfüllen . Aber wir sind in letzter Zeit , bc
sonders hier in Karlsruhe , gegenüber manchen höhere »
Polizeibeamten recht skeptisch geworden ; vornehmlich
richtet sich unsere Skepsis gegen manche Polizei o f f i z i e r c .
Auch im Karlsruher Bezirksamt und in der P o l i -

zeidirektion sind gelegentlich Erscheinungen zu konsta
tieren , die erheblich zum Nachdenken Anlaß geben . Man

braucht sich bloß den gesellschaftlichen Umgang mancher Pol -

zeigcwaltigen etwas näher anzusehen , um zu recht kritischen
Schlüssen zu gelangen . 1

In eine oft recht prekäre Lage kommen die Schutzmann¬
schaften . wenn sie ihrer Pflicht genügen . Sie finden nicht
immer bei ihren Vorgesetzten die Unterstützung und den
Schutz , aus den sie Anspruch haben , besonders wenn sie pflicht¬
gemäß gegen nationalsozialistische Radauelemente
vorgehen . Noch schwieriger gestaltet sich gelegentlich die Situa¬
tion für die Schutzleute , wenn sie nach ihrer Pflichterfüllung
gar vor die R i ch t e r zitiert werden . Wir haben solche Fälle
erlebt , wo Vorgesetzte versagt und Richter daraus ihnen
wahrscheinlich nicht ganz unwillkommene Schlußfolgerungen
gezogen haben .

Die Schutzpolizei hat heute eine in jeder Beziehung nicht
nur ungemein mühevolle , sondern vielfach auch gefahrvolle
Pflicht zu erfüllen . An den Schutzmann der Gegenwart wer¬
den Anforderungen gestellt , denen die Polizei des früheren
Regimes in keiner Weise gewachsen gewesen wäre . Die Schuir
leute von heute verdienen im allgemeinen Interesse die Un¬
terstützung aller ordnungsliebenden Staatsbürger und wir
sind der Auffassung , daß gerade sie es nicht verdienen ,
von einer Gehaltskürzung betroffen zu werden . S i e haben
den Anspruch auf eine Gefahrenzulage , denn auf keine
andere Beamtenkategorie prasseln die Widerwärtigkeiten un¬
serer schweren Zeit so scharf hernieder , wie auf die Schutz .-
mannschaft und die Gendarmerie . Der heutige Staat braucht
eine zuverlässige Exekutive , er braucht sie umso nötiger ,
weil die Justiz ihre eigenen , aber nicht im¬
mer den . Staatsganzen zugewanndten Wege
geht .

Vas Verwaltungsgericht
als ..Morgenstern "

Der nationalsozialistische Führer jubelt natürlich über das
Urteil des Verwaltungsgerichts , das er in Verbindung
bringt mit dem einstmaligen preußischen Kammergericht und
dem Müller von Sanssouci . Nach dem auch der Führer von
der Vertrauenskrise der deutschen Justiz gesprochen hat jubelt
er auf :

,Mie ein Morgenstern in dunkler Nacht , muh daher das
Urteil des badischen Verwaltungsgerichtshofes wirken . Unab¬
hängige Richter haben der herrschenden Koalition , dem Staats¬
ministerium , dem Minister des Innern , bescheinigt , dab das Braun -
bemdvcrbot , das Fahnenverbot , kurz alle Polizeischikanen rechts -
und gesetzwidrig waren . Man sage nicht einfach , daß zu einem sol¬
chen Urteil kein Mut gehöre . Es bandelt sich hier nicht um eine
lächerliche Lappalie , sondern um einen Fall von eminent volitischer
Bedeutung , der dem Ansehen der Regierung reichlich Abtrag tun
wird . Dafür werden schon w i r sorgen . Mit einem Eifer , der einer
besseren Sache würdig gewesen wäre , hat man das politisch und
rechtlich unhaltbare Verbot aufrechterhalten . Hut ab vor den
Richtern , die nicht nach rechts und links , sondern einzig und
allein auf das Recht seben !"

Wie der Führer weiter erklärt , möchten die Nationalsoziali¬
sten den Innenminister Wittemann am liebsten vor den
Staatsgerichtshof stellen , nur das Fehlen eines entsprechenden
Gesetzes haltet sie davon ab . Die von uns an anderer Stelle
erwähnte Tatsache , daß die Gauleitung der Nationalsoziali¬
sten viel schneller im Besitz des Urteils war als selbst der
Innenminister , gibt dem Führer Anlaß , die Regierung
besonders zu verhöhnen , weil sie so langsam arbeite und
unterrichtet werde .

Eine Frage drängt sich unwillkürlich auf : haben vielleicht
die Nazis sehr frühzeitig einen Wink erhalten , wi ? das Ur¬
teil ausfallen werde ? Möglich ist im deutschen Gerechtig¬
keitsbetrieb heutzutage alles .

Oer vaüstche Beobachter
nagelt das Urteil des Verwaltungsgerichtslhc4es u . a . durch die
folgenden Sätze fest :

„Diese Entscheidung des badischen Verwaltungsgerichtshoses ist
unbegreiflich und entbehrt jeglicher Einfühlung in die^ ealen Ver -
hältnisie unseres öffentlichen Lebens und der Rücksichtnahme auf
die Autorität des Staates . Das Uniformverbot war s. 3t . vom
Minister des Innern gegen die Nationalsozialisten und den Roten
Frontkämpserbund wegen Gefährdung der Rübe und Ordnung und
der öffentlichen Sicherheit ausgesprochen worden . Es batte sich
nämlich gezeigt , daß da , wo die Nationalsozialisten und die Kom¬
munisten in geschlossener Forniation und unifornüert aufgetreten
sind , es jedesmal zu politischen Schlägereien und Störungen der
öffentlichen Ordnung gekommen ist . Es war deshalb die Pflicht
des für die Ruhe und Sicherheit verantwortlichen Innenministers
alle Matznahmen zu ergreifen , um das politische Rowdytum , das
so allmählich sich zum politischen Bürgerkrieg auszuwachsen drohte ,
mit allen staatlichen Machtmitteln nicderzubalten . Das konnte
mir dadurch geschehen, datz neben dem Verbot gegen öffentkicho Üm - :
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züge auch das provoziereiede Amtreten radikaler unfformietter
Verband « verboten wurde . Dies« Matznab« « eutsprach durch«»,
dem Willen de» größte» Teil » unserer badische» Bevölkerung , die
die politische Auseinandersetzung in Formen und Methoden geführt
wissen will , wie sie einem Kulturvolk wie dem deutschen allein an¬
gemessen sind . Der badische Derwaltungsgerichtsbof bat anschei¬
nend derartige Ueberlegungen nicht angestellt und sich nur auf
den starren Paragravben des geschriebenen Gesetzes bezogen .

Hier liegt ein Fall vor , wo das geschriebene Recht und
seine all, « engbcrzige Interpretation durch lebensferne
-lichter gegen die Fundamentalpflicht de» Staate », nämlich

seine Selbsterbaltung , angewandt wurde.
Diese Entscheidung mutz um so mebr befremden, als in Hamburg

und Preutzen dieselben Verbote wie in Baden besteben , ohne datz
irgend jemand oder irgend ein Gericht sich dagegen ausgesprochen
hätte .

"

Parteitag in Leipzig am 31. Mai 1931
Der sozialdemokratische Parteiausschuß , der heute i« Berli «

tagte , beschlog in Uebereinstimmung mit dem Parteivorstaud ,
den diesjährigen Parteitag auf den 31 . Mai nach
Leipzig einzuberufen .

( oloflers ReinigungsdeSürfni »
Die Vorgänge in der Wirtschaftspartei

Der Reichstagsabgeordneie der Wirtichastsvartei , Eoloster, bat
seiner Organiiaiion am Mittwoch den Rücken gekehrt . Colosser wird
sein Mandat nicht niederlegen . Zunächst beabsichtigt er fraktirms -
los zu bleiben.

In einein an das Schiedsgericht der Wirtschaftspartei , das am
Donnerstag in Berlin Zusammentritt , gerieten Schreiben be¬
gründet Colosser seinen Austritt u . a . wie folgt : „Es dürfte ein
Noouni sein , datz man den Aufzeigee der üblen Berfehlungeu
köv

'cn will , während man denjenigen , der sie begaugen bat , noch
obendrein rin Vertrauensvotum konstruiert. Durch die Verlaut¬
barungen der sächsischen Parteivresse ist vor der breiten Oeffentlich-
feit reite eiteilt , datz eine Mehrheit der Verantwortlichen der Wirt -
schastsvartei lein Reinigungsbedürfni » Kat, denn um Reinheit
und Sauberkeit gebt meirr Kampf. Da ich aber noch Reinlichkeits¬
gefühl besitze , desbalb scheide ich biemit aus der Partei aus . Mir
genügt die Tatsache, datz ein Prüfungsausschuß nach medrrmmot-
licher gewissenhaiter Arbeit , wenn auch angesichts der Ermittlungen
in noch io ichoneirder Form festgestellt bat , datz meine nur »um Teil
bekannt gewordeneir Betnmvtuugerr im wesentlichen wahr sind
und datz infolgedessen nach Ansicht des Prüfungsausschusses Drewitz
wird verschwinden müsien ."

*

Der Vorsipende der Wirtichastsvartei , Ada. Drewitz, hat bereits
Strafantrag gegen den Abgeordneten Colosser und den Sohn des
bisberigen Parteigeichäftsführers Dannenberg gestellt , weil er in
idnen die Verbreiter der ibn beleidigenden Behauptungen erblickt .

Sächsische Wirtschastsparteitreise brechen mit Drewitz
Dresden , 14 . Jan . Die drei sächsischen Wahlkreise der Wirt »

schastsvartei haben auf einer Tagung am ll . Januar in Dresden
vom Parteivorsitzenden Drewitz den freiwilligen Rücktritt verlangt .
Drewitz bat dies abgelehnt .

Die drei sächsischen Wahlkreise brechen irunmehr, wie von der
Geichästsstelle des Wahlkreises Ost - Sachsen der Partei mitgeteilt
wird , in vollkommener Einmütigkeit die Beziehungen zur Reichs-
varteileitung ab.

vergiftete Schuljugend
Die gemeingefährliche Hetze der Hakenkreuzler

Wie verbeerenS das Giit der Hitlerbetze aui die Schuljugeird
wirkt, zeigt sich wieder einmal mit erschreckender Deutlichkeit in
einem Beleidigungsvrozetz vor dem Münchener Schwurgericht, in
dem die ganze tt . Klasse der Realschule Günzenhausens gegen ihren
Sprachlehrer , einen Juden , bezeugen sollte.

Günzenhausen, ein Städtchen in Mittelsranken , mit sehr starkem
Prozentsatz jüdischer Bevölkerung, wird seit Jahren mit antise¬
mitischen Schmutzschristen bombardiert . Dabei spielt besonders die
Nürnberger Wochcnfchriit Der Stürmer des oft vorbestraften
bayerischen Landiagsalmeordneten Streicher mit seinem juden¬
fresserischen und jugendvergiftenden Inhalt eine Hauvtrolle . Die
Verhetzung ging soweit , da « die wenigen jüdischen Lehrer an der
Realschule von ihren Schülern dauernd bespitzelt wurden . Al» einer
dieser Lehrer eine Schülerin wegen ihrer Ungeschicklichkeit „Schaf
Goites " nannte , hielten es mehrere Mitschüler als gelehrige Hitler -
jünger für ihre Pflicht , sich in ihrem religiösen Empfinden verletzt
zu fühlen . Einer von ihnen versaßt, natürlich anonym , einen über¬
aus gehässigen uno verleumderischen Artikel im Stürmer , worin
u . a . frech und kühn behauptet wurde , der Lehrer bade im Zusam¬
menbau« mit Cbristus und der Christenheit von einem „Schaf
Gottes " gesprochen und damit bewiesen , datz in seinen Adern das
gleiche Blut kreise , das vor zweitausend Jahren dazu geführt habe,
datz Christus augesvuckt und ans Kreuz genagelt worden sei . Mit
diesem Hetzartikel wurde gegen den angegriffenen Lehrer eine
förmliche Pogromstimmun « entfacht.

In dem Beleidigungsprozetz, der wegen des Artikels gegen «inen
nationalsozialistischen Redakteur angestrengt war . batten die geleh.
rigen Sitlerbuben keine Spur mehr von Mut , ihre verlc-zene Be¬
hauptung unter Eid aufrecht zu erhalte » , so da« der Wahrheits¬
beweis des Angeklagten wie ein Kartenhaus zusammenbrach. Der
Angeklagte erhielt 150 Jl Geldstrafe. Der Staatsanwalt hatte
einen Monat Gefängnis beantragt .

Stinkbomben al » „Studentenwaffen -
Köln , 14 . Jan . ( Eig . Draht ) . Aus der Umgebung ooir Köln sind

wiederum mehrere Missetaten der Nazis zu berichten.
In B»nn warfen uati «nalsozialistikck»e Studenten in einer Ver¬

sammlung der iozialistiichen Studenten an drei Stellen - Stinktom -
6tn nab Tränengasbomben , io datz die Besucher durch den Gestank
und die Tränenwirkungen ins Freie getrieben wurden .

In Eiserfeld bei Siegen kam es in einer Versammlung , in der
der sozialdemokratische Landtagsobgeordnete Fries sprach , »u einer
grotzen Schlägerei bei der Stöcke , Stühle und Biergläser die Houpt-
waffen bildeten . Etwa zehn Versammlungsteilnehmer erhielten »um
Teil schwere Verletzungen.

( ine Nazipleile in Koblenz
In Kable»» hat die nationalsozialiftilche Druckerei Pleite g«-

macht. Das nationalsozialistische Blatt wird jetzt in Köln gedruckt .
Dieler Bankerott ist um io bemerkenswerter , als Koblenz die erste
2f »bt im Rheinland war , in der ein uatieualsoziolistjsche« Blatt
ui eigener fergeftetlt wurde.

Gemäßigter Optimismus '
Vieteich über Sie Neichsfinanzen - ( ine Milliarde Leylbeirag - S77 Millionen Steuer -

und ( innahmeausfall - „Semästigler Optimismus " für das Zahr 1931
Berliu . 14 . Jan . ( Gig . Drabt . ) Im Hausbaltausjchuß des Reichs¬

tag » gab Reich »fiuau »« i»iftee De. Dietrich am Mittwoch einen ein¬
gehenden Bericht über die

Finanzlage des Reichs.
Der Reichsfinan-minister führte aus : In seiner Etatsrcde im

Plenum vom 3 . Dezember bade er den voraussichtlichen Fehlbetrag
für das Rechnungsjahr 1830 aui rund 800 Millionen , und zwar
388 Millionen Mehrausgaben für Erwerbslosenfürsorge und aut
888 Milliouen Einuabmeaussall geschätzt. Die 300 Millionen Mehr¬
ausgaben für die Erwerbslosenfürsorge stellten nach der neuesten
Entwicklung ein« Höchftsumme dar , über die nicht hinausgegangen
zu werden brauche . Cr babe auf Grund der Steuereingänge der
letzten Monate die Einuahmeschätzung nochmals überprüft . Wenn
dabei sich auch seine Schätzung von anfangs Dezember als richtig
erwiesen hätte , müsse immerhin mit der Möglichkeit gerechnet wer¬
den, datz der mit 600 Millionen Mark angenommene Anteil des
Reich« an dem Einnadmeausfall um etw -i bis zu 188 Millionen
überschritten werden könne , und zwar liege dag u . a . auch daran ,
datz durch den Wegfall der Reichsbilfrn am 1 . Februar und die
daun einsetzende Kvrozentige Gehaltskürzung das Reich 30 Mil¬
lionen Steuereinnahmen verliere , während bei Ländern und Ge¬
meinden dadurch eine Verbesserung um 45 Millionen eintrete .
Insgesamt werde der Fehlbetrag des ordentlichen Haushalts 1930
also die Höchstsumme von rund

eiuer Milliarde Mark
nicht überschreiten. Der Fehlbetrag des autzerordentlichen Haus¬
halts . der »u Beginn des Jahres 1930 rund 770 Millionen betragen
habe, werde zu Beginn des Jabres 1931 auf 330 Millionen Mark
zurück zu bringen sei , und zwar durch den Erlös der Kreugcr -
cmlerhe . Der Kasfeubedarf des Reichs babe Ende März des ver¬
gangenen Jahres 1670 Millionen Mark betragen , während er Ende
Mär » 1931 rund 1780 Millionen Mark betragen werde, der durch
die normalen Deckungomittel, die Begebung von Schatzanweisun¬
gen und den im Dezember genehmigten Ueberbrückungskredit von
580 Millionen Mark abgedeckt werden könne .

Die eutscheideud « Frage sei, datz der Haushalt 1831 auf gesicher¬
ter Grundlage berube. Durch starke Ausgabenabstriche und die
Abbängung der Arbeitslosenversicherung vom Reichsetat , sei der
Etat 1931 auf ein festeres Fundament gestellt. Eine Gefahren¬
quelle werde in den für 1930 geschätzten Steuereinnahmen gesehen .
Gegenüber dem Steuersoll für 1930 werde im Etat 1930 mit
einem

Steurrauifall von 877 Millionen

gerechnet, von denen auf das Reich über 588 Milliouen entfiele » .
Diese Ausfallschätzung enthalte rund 100 Millionen mebr als der
voran sichtliche Steuereingang für das Reich 1930 erbringen werde.
Es sei Gefühlssache, ob man sich bei den Steuerschätzunsen von
einem gewissen Vertrauen in die Zukunft leiten laste, oder ob man
sich von den denkbaren Entwicklungsmöglichkeiten die dunkelste aus¬
suche . Wenn die leichte Besserung im Jahre 1931 , von der die
Schätzungen de» Etatentwurfes aussingen , nicht eintreten sollte,
so würde der Ausfall für das Reich sich in der Höbe von 200 bis
300 Millionen Mark bewegen. Er halte es bei unserer Wirt¬
schaftslage nicht für richtig, einen solchen Eventualfeblbetrag , der
sich jetzt noch in keiner Weise übersehen laste , durch Steuererhöbun -
gen zu decken . Es wäre in unserer Lage das Verkehrteste, Steuern
auf Vorrat zu schaffen . Wenn es gelänge , eine Reserve durch
Ausgabenkürzuug zu schaffen , so werde er dies sehr begrüßen.

Der Minister gibt dann an Hand der Etatszahlen ein Bild dar¬
über , in welchem Rabknen sich die Etreichungsmöglichkeiten bewegen
könnten . An den Ueberweifungen der Länder , an den Kriegs¬
lasten, der Reichsschuld , den Pensionen und den Personalbezügen ,
die schon um 6 Prozent gekürzt Den , laste sich nichts streichen ,
ebensowenig dürsten sich die Ausgaben für die Kriegsbeschädigten,
die Sozialoersicherung und für die Krisenfürsorg« verringern lasien .
Es bleiben dann für eine Ausgabenkürzuug die restlichen 888 Mil¬
lionen übrig , die mit fast der Hälfte auf die sachlichen Ausgaben
von Heer und Marine und mit der anderen Hälfte auf die gesam¬
ten sonstigen Ausgabengebiete des Reiches entfielen . Alle Mah¬
nahmen, bie die Regierung bei ihrer Wirtschaft?- und Finanz¬
politik ergriffen habe und noch ergreifen werde, haben da» Ziel ,
der Wirtschaft wieder Auftrieb und Rentabilität zu geben und
eine mögliiUt grohe Zähl Arbeitsloser dem Arbeitsprozeß wieder
einzufügen. Von dem Erfolg dieser Maßnahme bange es ab, ob
der gemäßigt» Optimismus , der im Hausbaltentwurf »um Ausdruck
komme , berechtigt sei .

Eine Gefahrenquelle für die öffentlichen Hausbalte liege noch
bei den Woblfabrtserwerbvlosen , deren Zahl im Juli 1930 etwa
400 000 und im Dezember 1030 rund 597 000 betragen habe. Die
Notverordnungen hätten den Gemeinden neue Einnahmequellen
verschafft . Auch müßten die Gemeinden zu stärkere» Ausgaben -
feukmige « komme» . Dort , wo trotz aller Anstrengungen in den
Gemeinden Schwierigkeiten entstehen würden , müßten zunächst die
Länder eiugreifen , denen im Zusammenhang mit der Realsteuer -
senkung und der Zuweisung von Hauszinssteuermitteln Ausgleichs-
fonl»« zur Verfügung gestellt seien. Mit den Ländern müste ein
Weg gefunden werden, auf dem Reich, Länder und Gemeinden an
der Sicherung und Besterung der deutschen Kreditbedingungen ge¬
meinsam arbeiten könnten.

Auf den Zwischenruf eines Abgeordneten erklärt « der Minister
zum Schluß, daß er sich für eine Erböbung der Steuer , auch nicht
der Umsatzsteuer aussvrechcn werde. Besonders die Erböbung der
Umsatzsteuer würde eine untragbare Herabdrückung der Lebens¬
haltung der deutschen Bevölkerung herbeisühren .

„Semäfiigter Optimismus"
oder vorsorgliches Handeln?

Au» parlomeutarische» Kreisen wird uv» gedrahtet :
Die Rede, mit der der Reichsfinanzminister Dr . Dietrich am

Mittwoch die Etatsberatuug im Hausbaltsauslchuß eingeleitet hat ,
vermocht » die Schwäche » de» Rqichshaushaltsvlane , für 1831
»lcht zu leugne». Er rückte diele Schwächen aber nach besten Kräften
in» Berkleiueruugsgla » und suchte über den Rest der auch so noch
zu tragen bleibt , mit einem „gemäßigten Optimismus "
hinwegzutommeu, zu de« Herr Dietrich sich bekannte.

Herr Dietrich « audte sich mit aller Schärf« gegen die Schwarz-
Irber. Di« schlimme Lage , in der sich Deutschland zur Zeit
befinde, führt er »um Teil ans den Mangel an Vertrauen
, n m Staat zurück und er will für jede derartige Verschlimme¬
rn «, diejenige» verantwortlich machen , die „unken". S« ist gewiß

erfreulich, wenn der Reichssinanzminister trotz all der Enttäuichun -
gen, die die Reichsregicrung mit ihrer finanzpolitischen Maßnahme »
im letzten Jahr erlebt hat , den Mut nicht verliert . Herr Dietrich
hat aber auch recht , wenn er dem Zweckpessimismus entge¬
gentritt , der besteht . Dieser Zwcckpessimismus wird von den einen
au» parteiagitatoriichen Gründen gepflegt, denn je trüber die ? u
tunst erscheint , desto üppiger blüht der Weizen der Gegner d : s
gegenwärtigen Regierungssystems , dem eine geristene Demagogie
die Schuld für die Folgen der Kriegsnirderlage und für das Ver¬
sagen der kapitalistischen Wirtschaftsordnung zuschiebt . Von d i>
anderen wird der Pestimismus systematisch gefördert , weil er
egoistischen Pläne auf eine Kürzung des Anteil »
der breiten Massen am soziale » Produkt Vorschub leistet.

Insoweit könne, , wir Dietrichs Vorstoß gegen die Schwarzseher,
mag er zum Teil auch von anderen Gesichtspunkten ausgeben , nur
zustimmen. Diese Taktik beginnt aber zur Gefahr zu werden,
wenn er die klar zutage liegenden schwache » Punkte seiner Fi¬
nanzpolitik , obgleich er selbst sie sieht , nicht zngibt , und Wege ein¬
schlägt , die verhängnisvoll werden können.
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Ein schwacher Punkt ist heute schon klar erkennbar . Die im Okto¬
ber vorgenommenen Schätzungen der Steuereinnahmen
im Rechnungsjahr 1838, die zugleich als Grundlage für die Ein¬
schätzungen für das Rechnungsjahr 1331 gedient haben , waren zu
optimistisch . Herr Dietrich rechnet selbst auf Grund der tat¬
sächlichen Steuereingänge in den letzten Monaten einschließlich De¬
zember mit einer Unterschreitung der Anssallichätzungen um rund
188 Millionen Mark . Er steht aber trotzdem die Lage dann nicht
als kritisch an . „wenn der Haushalt für 1331 auf gesicherter Grund¬
lage ruht ." Die entscheidende Frage , ob das der Fall ist . glaubt rr
von der Ausgabenieite her glatt bejahen zu können . Was dagegen
die Eiunahmenseite betrifft , so kann auch Herr Dietrich trotz der
gegenüber den ursprünglichen Schätzungen kür 1830 um 1143 Mil¬
lionen zurückgeschraubten Einnahmenansätze die Frage nach weiteren
Gefahrenquellen nicht verneinen . Aber er tröstet sich damit , da «
man den Wirtschastsablauf des nächsten Jahres unmöglich ooraus -
sehen könne und daß ein geringer Ausschlag des Pendels nach un¬
ten einen weiteren Einuabmeaussall von „nur " 200 bis 300 Mil¬
lionen Mark liür das Reich ) bringen könne , der, so störend er siir
dir Sanierung der Etats - und Kastcnlage auch sei, » och keinen An¬
laß biete, durch Steurrerhöhuagen „Steuern auf Vorrat " zu schas¬
sen . Es sei anzunehmen, daß in der größten Krise feit hundert Jah¬
ren , die wir gegenwärtig durchleben, der Tiefstand erreicht sei , und
daß 1831 eine leichte Auswärtsbewegung bringen werde.

Selbst wenn man sich nun diesen „gemäßigten Optimismus " des
Herrn Dietrich zu eigen machen könnte , hat seine Rechnung doch
einige sehr bedenkliche Löcher . Zunächst hat er schon für den er¬
höhten Eiunahmeausfall im Jahre 1338 keine Deckung. Die Aus¬
fälle im Jahr 1831 werden aber selbst dann beträchtlich größer sei» ,
als sie im Etat angenommen sind , wenn die erhoffte leichte Auf¬
wärtsbewegung eintritt , was noch keineswegs sicher ist, denn eine
solche Aufwärtsbeweguug würde sich nur bri der Lohnsteuer als¬
bald , bei der Umsatzsteuer nach einiger Zeit in den Einnahmen aus¬
wirken. Bei den Beranlaguugsstruern dagegen wird sich die Wirt¬
schaftskrise auch dann erst 1831 voll auswirkcn , wenn in diesem
Jahre die leichte Besterung der Wirtschaftslage wirklich eintritt .

Darunter werden die Länder und Gemeinde »
noch mebr zu leiden haben , wie das Reich , weil nicht
nur di« Rückgänge der Reichssteuern zu starken Kürzungen der
Ueberweifungen führen , sondern auch die eigenen Einnahmen der
Länder und Gemeinden von den Rückgängen betroffen werden, und
weil darüber hinaus die Ausgaben der Länder und besonders der
Gemeinden selbst bei einer leichten Besterung des Arbeitsmarktes
nicht eine rasche Senkung , sondern üuf längere Frist noch eine er¬
hebliche Steigerung erfahren werdeu. Geht man den Dingen im
einzelnen nach, so kommt man bei sorgfältiger Prüfung zu dem Er¬
gebnis , daß in den Haushalten des Reiches, der Länder und der
Gemeinden zusammen mit einem zusätzlichen ungedeckten Fehl¬
betrag von etwa einer Milliarde zu rechnen ist. Dabei ist der neue
umgekehrte Plan Dietrichs , betreffend die Gewährung von Lob »«
beihilfrn , über den zu sprechen er im Rahmen seiner Etatsrede ab¬
lehnte , obgleich er doch sicherlich erhebliche Kosten verursachen würde,
noch nicht berücksichtigt .

Wird kür diesen Fehlbetrag nicht rechtzeitig Deckung
geschaffen , so wird die Etats - und Kaffensanierung , die Herr
Dietrich erstrebt , sehr ernstlich gestört. Will schon Herr Dietrich
Steuererböbnngen vermeiden , so wird er jedenfalls auf die geplan¬
ten Steuersenkungen verzichten wüsten. Die Seukuag
der Realftenern um 278 Millionen Mark , der Jndustriebelastung um
188 Millionen und die Einführung der freien Grenze für die Um¬
satzsteuer von 5888 Jl aber , die vom 1 . Juli 1831 an auf dreiviertel
Jahre 38 Millionen Ausfall bringen würden , erscheint schon jetzt
nicht durchführbar . Die Spuren der Reiuholdschen Steuer -
kcnkung schrecken . Dabei vergeste man den Unterschied der Lage oo«
heute und 1326 nicht . Hinzukommen müßten aber noch neue Ein¬
nahmen , und zwar sei hier an den sozialdemokratische »
Antrag aus Erhebung eines Zuschlages von 18 Prozent z«
der E i n k o m m e n st e u e r bei mehr als 8888 Jl , an die »er»
ichärfste Aufsichtsratssteuer , an die verschärfte Besteue¬
rung nach dem Verbrauch und an die Beseitigung der offen¬
sichtlichen Mängel der Erbschaft » st euer erinnert . Aus »er
Annahme dieser sozialdemokratischenAnträge find 18 8 Millio¬
nen Markzu gewinnen . Geht man ferner zur Umstellung der
Hauszinssteuer aus die Friedens - statt nach der Grundvermögens -
fteuer über , so lasten sich weitere 208 Millionen Mark beschaffen ,
und entschließt man sich auch , nur zu einem zchnprozentige «
Abzug beim Wehretat , beim Luftetat und beim Etat de»
Auswärtigen , wofür auch von bürgerlicher Seite Vorschläge
gemacht sind , so werden 85 Millionen Mark frei.

Damit wäre noch keine restliche Deckung geschaffen , aber es wärt
die Voraussicht grübt , die dringend geboten ist, daß die öfter« er¬
folgte nachträgliche Deckung durch die Erhöhung von Verbrauchs-
steuern ihre Grenzen hat , ist durch die sinkenden Erträgniste D**
Branntweinmonopols erwiesen. Beim Bier geht es ähnlich, bei «»
Tabak wahrscheinlich auch. Der „gemäßigte Optimismus " Dietrich»
mag gelten, aber drohenden Gefahren soll man rechtzeitig vorbe« '

gen . Wir haben nun genug Lehrgeld gezahlt.
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Senkung der ( ifenpreise
Düsseldorf, 14 . Jan . Die Eisenindustrie verbreitet eine langes

Erklärung , aus der sich ergibt , daß für alle ab 1 . Januar 19^’
getätigten Abschlüsse eine Ermäßigung der Eisenvreise um dur «'
schnittlich 11 .50 bis 12 Jl eintritt .

Esten, 14 . Jan . Wie dem WTB -Laiidesdiensi von beteiligte '
Seite mitgeteilt wird , bat der Feinblechoerband leine Grundpreis
um 10 «44, von 170 auf 160 c4t pro Tonne handelsüblicher Ble« '
ermäßigt .
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